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Sehr geehrter Herr Landrat. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen. 

Sehr geehrte Damen und Herren. 

1.  Krise fordert Nachhaltigkeit 

Wir GRÜNEN stehen für Nachhaltigkeit im Kreis Mettmann!  

Aus gutem Grund haben wir diese weitreichende Zielsetzung als Überschrift unserer Bera-

tungen bis hin zur heutigen Stellungnahme zum vorliegenden Haushaltsplanentwurf ge-

wählt. Denn Nachhaltigkeit verbindet gleichgewichtig ökologische, soziale und wirtschaftli-

che Entwicklungsperspektiven. Nachhaltigkeit gewährleistet, dass wir Mensch, Umwelt und 

Wirtschaft in einen möglichst gleichberechtigten Einklang bringen. Nachhaltigkeit schützt die 

Lebensqualität der Menschen und der Umwelt dauerhaft. Nachhaltigkeit eröffnet damit ver-

antwortungsbewusste, auch für zukünftige Generationen tragbare Perspektiven. 

Der Ansatz ist jedoch keineswegs neu: Erstmals wurde die Nachhaltigkeits-Perspektive 

1713 von Hans Carl von Carlowitz, einem Oberberghauptmann am kursächsischen Hof in 

Freiberg, benannt. Er stand vor dem Problem, dauerhaft ausreichende Holzmengen für den 

Silberbergbau verfügbar zu haben und formulierte dazu das Prinzip der Nachhaltigkeit. Da-

nach sollte immer nur soviel Holz geschlagen werden, wie mit planmäßiger Aufforstung 

durch Säen und Pflanzen nachwachsen konnte. Doch erst mit dem ’Erdgipfel’ 1992 in Rio 

de Janeiro ist die nachhaltige Entwicklung mit der AGENDA 21 ins breite Bewusstsein ge-

treten. Demnach soll einer weiteren Verschlechterung der Situation des Menschen und der 

Umwelt durch nachhaltige Nutzung der natürlichen Ressourcen entgegen gewirkt werden. 

Doch diese globale Zielsetzung hat ihren Ursprung vor Ort. Die Zielsetzung der nachhalti-

gen Entwicklung soll auch in unseren Kreis einziehen und konkret umgesetzt werden. Dazu 

schlagen wir GRÜNEN das ’Leitbild Nachhaltiger Kreis Mettmann’ vor. Diese zukunfts-

trächtige Perspektive drängt sich unter den ungleichgewichtigen Lebensbedingungen der 

aktuellen Wirtschaftskrise geradezu auf. Denn während unser Kreis glücklicherweise auch 

2010 finanzwirtschaftlich schuldenfrei bleibt, ist sowohl ein Anstieg von Defiziten der Um-
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weltnutzung als auch ein Anstieg von Defiziten im Sozialbereich zu konstatieren. Von 

einer ausgeglichenen Kreisentwicklung kann also keine Rede sein. 

2. Defizite in der Umweltnutzung 

Zunächst zu den Defiziten in der Umweltnutzung. Auf ein ebenso beachtenswertes wie kriti-

sches Strukturmerkmal unseres Kreises weist die Internet-Enzyklopädie ‚Wikipedia’ unter 

dem Stichwort ‚Bevölkerungsdichte’ hin. Demnach gilt der Kreis Mettmann als der „am dich-

testen besiedelte Landkreis Deutschlands“.1  

Aktuelle Zahlen des Landesamtes für Datenverarbeitung und Statistik machen das Ausmaß 

deutlich. Unsere Kreisfläche von 40.710 Hektar ist zu knapp 40% mit Siedlungs- und Ver-

kehrsflächen verbaut.2 Damit liegen wir nach wie vor deutlich über dem gesamten Regie-

rungsbezirk Düsseldorf mit knapp 33% und dem Land NRW mit 22%.3 Freiflächen außer-

halb der Siedlungs- und Verkehrsflächen sind von unter 26.500 Hektar in 1997 auf deutlich 

über 24.700 Hektar in 2008 gesunken – ein Freiflächen-Minus von mehr als 1.800 Hektar.4

Diese Entwicklung ist gegenwärtig keineswegs beendet: So führt die geplante Umsetzung  

der 5. Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt Velbert zu einer Netto-Verkleinerung 

des Landschaftsplangebietes von 22 Hektar – und dies bei einem prognostizierten Bevölke-

rungsrückgang der Stadt Velbert um 16,5% bis 2030. In den 22 Hektar sind übrigens die 

von uns GRÜNEN abgelehnten 5,6 Hektar der Velberter Wilhelmshöhe, einer geplanten 

Bebauung mitten im Außenbereich, noch nicht einmal enthalten. 

Das Freiflächen-Minus an Feldern, Wiesen, Weiden und freier Natur ist wesentlich der 

Landwirtschaft entzogen worden. Ihre Wirtschaftsfläche im Kreis wird vor allem durch neue 

Straßen und Baugebiete zunehmend kleiner – bei weiter sinkender Bevölkerungszahl einer 

alternden Gesellschaft. Der solide prognostizierte Bevölkerungsschwund im Kreis macht 

                                                
1 http://de.wikipedia.org/wiki/Bev%C3%B6lkerungsdichte. 
2 vgl. Landesbetrieb für Information und Technik Nordrhein-Westfalen (IT.NRW) - Geschäftsbereich Statistik - Kommunalprofil Kreis Mett-

mann, 18.12.2009,  3, unter: http://www.it.nrw.de/kommunalprofil/l05158.pdf. 
vgl. ähnlich auch: Bezirksregierung Düsseldorf, Regionalmonitoring - Eckdaten Kreis Mettmann, Stand Dezember 2008, 25, unter: 
http://www.bezreg-duesseldorf.nrw.de/planen_bauen/regionalmonitoring_statistik/pdf/Daten_Kreis_Mettmann.pdf. 

3 vgl. IT.NRW, aaO, 3. 
4 vgl. ebenda, 4. 
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sich zunehmend bemerkbar. Von gut 507.00 Einwohnern in 2003 ist der Kreis auf 499.000 

Einwohnern in 2008 geschrumpft.5

Wo soll diese Entwicklung in Zukunft hingehen? Wollen wir – wie in der Vergangenheit – 

Bewohner der Großstädte mit niedrigen Grundstückpreisen ’auf das Land’ locken, dort die 

bereits in den Städten gebaute Infrastruktur noch einmal errichten und dafür weitere Freiflä-

chen opfern? Wäre das aufgrund der absehbaren demographischen Entwicklung mit zu-

sätzlichem Einwohnerschwund im Kreis überhaupt realistisch? 

Ich will an dieser Stelle auf den gefährlichen Konkurrenzkampf unserer kreisangehörigen 

Städte um neue Einwohner und Gewerbestandorte nur hinweisen, der oft auf der ‚grünen 

Wiese’ ausgetragen wird. Neue Baugebiete lassen vorhandene Grüngürtel weiter schrump-

fen. Statt Innenverdichtung in den Siedlungsgebieten zu betreiben, statt flächensparende 

Wohnformen zu forcieren, statt Altlastenflächen zu recyceln, geht man lieber in die freie 

Fläche und weist neue Wohn- und Gewerbegebiete aus.

Nun zur Absicht von CDU und FDP, das Umweltdezernat des Kreises aufzulösen: Eine der-

art unzeitgemäße Entscheidung im “Jahrhundert der Umwelt und des Klimaschutzes“ zu 

treffen, hat uns erst in ungläubiges Staunen versetzt, aber noch lange nicht sprachlos ge-

macht. Man kann sich eine entwickelte Industriegesellschaft, wie Deutschland sie ist, nicht 

ohne eine starke Umweltverwaltung vorstellen. Das ist in der gesamten entwickelten westli-

chen Welt so. Beim Vollzug der Gesetze ist die Gesellschaft auf eine leistungsstarke Um-

weltverwaltung angewiesen, denn auch im Interesse der Industrie und der Bürger liegen 

qualifizierte, zeitnahe Genehmigungsverfahren. Gerade im Kreis Mettmann mit seiner viel-

fältigen gewerblichen Wirtschaftsstruktur und wegen der eben beschriebenen Verdich-

tungssituation von Gewerbe, Wohnen und Natur müssen viele Zielkonflikte bewältigt und 

Lösungen gefunden werden. 

Es gibt noch etliche Gründe, warum man die Umweltverwaltung nicht schwächen darf. Einer 

davon ist auch ein wirtschaftspolitischer Grund. Die künftigen Exportchancen der deutschen 

Industrie hängen immer stärker an den Innovationen der Umwelttechnologien und der er-

                                                
5 vgl. Landesbetrieb für Information und Technik Nordrhein-Westfalen (IT.NRW) - Geschäftsbereich Statistik - Kommunalprofil Kreis Mett-

mann, 18.12.2009, 5, unter: http://www.it.nrw.de/kommunalprofil/l05158.pdf. 
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neuerbaren Energien. Hier muss der Wirtschaftsraum Kreis Mettmann den Anschluss be-

wahren und sich weiter entwickeln. Die Zusammenarbeit des Umweltdezernats mit der In-

dustrie – zum Beispiel in den zahlreichen Workshops und Veranstaltungen mit der IHK zur 

Energieeffizienz in den Betrieben – haben positive Impulse gesetzt. 

Der Bereich der Umweltpädagogik erhielt in den letzten 12 Jahren ganz neue Impulse durch 

die Arbeit des Umweltdezernats. Die Kreislaufwirtschaft des Bioabfalls und die Wertschät-

zung des Bodens als unsere Ernährungsgrundlage wurden in den regelmäßigen Wettbe-

werbskampagnen ’Vom Kompost zum Kürbis’ Kindergärten und Grundschulen als Erfah-

rungsthema angeboten. Die Resonanz mit jeweils 3.500 bis 5.000 teilnehmenden Kindern 

war enorm. Nur wenige Kreisaktionen konnten solche Teilnehmerzahlen vermelden. Bei 

den Verbrauchern ein echter Hit wurde die Broschüre ’Frisch vom Hof im Kreis Mettmann’. 

Sie war sofort vergriffen und musste nachgedruckt werden. 

Ich möchte auch auf den Schwerpunkt ’Klimaschutz’ im Umweltdezernat eingehen. Dieses 

Thema hatte Ende der 90er noch Jahre noch nicht die heutige öffentliche Wahrnehmung. 

Es wurde gleichwohl vom Umweltdezernat schon in Angriff genommen. Bis heute wurde 

eine Vielzahl von Klimaschutz-Aktivitäten entfaltet. Beispielhaft war im letzten Jahr die Ver-

öffentlichung des ’Statusberichts Erneuerbare Energien’ zusammen mit dem bergischen 

Städtedreieck. Das Thema Klimaschutz ist eine Generationenaufgabe und wird uns in den 

nächsten Jahren noch vor viele Herausforderungen stellen. Wer soll sie nun bearbeiten?  

Der Umweltdezernent hat es verstanden, den finanziellen Nutzen für den Kreis beim Um-

weltschutz immer im Auge zu behalten. Ich erinnere exemplarisch an die Vorbereitung des 

Beitritts des Kreises zum regionalen Abfallwirtschaftsverband EKOCity, der den Kreisbür-

gern mehrere Millionen Euro an Abfallgebühren erspart hat. Die Abfallgebühren sind im 

Kreis zwischen 2000 und 2009 von knapp 205 Euro auf 138 Euro gesunken. Das sind über 

30% weniger Müllgebühren innerhalb von 10 Jahren. Wo hat es eine ähnliche Entwicklung 

in NRW gegeben? Durch EKOCity haben die Kreisbürger zwischen 2006 und 2010 über  

5 Millionen Euro Abfallgebühren gespart.  



Stellungnahme der Kreistagsfraktion BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN zum Haushaltsplanentwurf 2010

6 / 14 

Wenn CDU und FDP jetzt das Umweltdezernat zerschlagen und den Dezernenten entlas-

sen, wird die erfolgreiche Umwelt- und Klimaschutzarbeit geschwächt, wenn nicht sogar 

empfindlich getroffen. Wir bedauern das sehr und haben im nicht öffentlichen Teil dieser 

Kreistagssitzung einen Antrag zur Wiederwahl des Umweltdezernenten eingebracht. 

3. Defizite im Sozialbereich 

Neben den genannten Umweltdefiziten weise ich auf Probleme im Sozialbereich hin. Denn 

auch hier fällt die Bilanz negativ aus. Ich nenne hier exemplarisch für weitere Sozialproble-

me die noch immer erschreckend hohe Zahl der 17.8426 Bedarfsgemeinschaften im Kreis-

gebiet Ende 2009. Ob nun gemäß der Kalkulation der Kreisverwaltung mit einem optimisti-

schen Plus von rund 900 für 20107 oder gemäß der Kalkulation der ARGE-ME aktiv mit ei-

ner höheren Steigerung von sogar 10% für 20108 gerechnet wird – die sich hinter den sta-

tistischen Kalkulationen verbergenden Belastungen für ganze Familien mit Kindern, die 

finanziellen, sozialen und psychischen Probleme, die Ausgrenzung von Arbeitsprozessen 

und damit von wesentlichen Grundlagen unserer gesellschaftlichen Teilhabe und Identifika-

tion, müssen uns aufrütteln. Wir dürfen diese kontinuierlich steigende Entwicklung nicht hin-

nehmen. Aber statt aktiv gegen das zunehmende Sozialgefälle anzugehen, schließen CDU 

und FDP die unerlässlichen Qualifizierungs- und Arbeitsangebote der Kreisbeschäftigungs-

gesellschaft. Sowohl aus ökonomischer Sicht – Stichworte: De-Qualifizierung, wachsende 

Arbeitsmarktferne, Kosten der Unterkunft – als aus sozialer Sicht – Stichworte: mangelnde 

Einbindung in gesellschaftliche Prozesse, Perspektivlosigkeit, Verarmungsgefahr – ist die-

ser Schritt nicht nachvollziehbar.  

In diesem Zusammenhang weise ich auf die bekannte Tatsache hin, dass der Kreishaushalt 

bereits im sechsten Jahr hintereinander keine Schlüsselzuweisungen aus dem Finanzaus-

gleich erhält. Unser Kreis gilt nach wie vor als ’einkommensstark’ – ein mit Blick auf die 

Bedarfsgemeinschaften sicherlich wichtiges Signal für das wachsende soziale Ungleichge-

wicht in unserem Kreis. 

                                                
6 vgl. Kreisverwaltung Mettmann, Haushaltsplanentwurf 2010, 614. 
7 vgl. ebenda, 614. 
8 vgl. http://www.arge-mettmann-aktiv.de/common/library/dbt/sections/zahlenfakten/files/12_download_AMP_2010.pdf.



Stellungnahme der Kreistagsfraktion BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN zum Haushaltsplanentwurf 2010

7 / 14 

Apropos ’Soziales Ungleichgewicht’: Auch die erfolgreiche Arbeit der ’Fachstelle Frau und 

Beruf’ soll nach dem Willen von CDU und FDP nicht eigenständig weiter geführt werden. 

Statt den notwendigen Stellenwert der Frauenförderung und Gleichstellung auch in explizit 

zur Verfügung gestellten Stellenanteilen zu betonen, werden die Arbeitsinhalte von ur-

sprünglich 1,5 Stellen auf bisher noch eine halbe Stelle reduziert und jetzt zerschlagen. Das 

ist ein falsches Signal an die Unterstützung suchenden Frauen, an die beschäftigten Frauen 

in der Kreisverwaltung und natürlich auch generell an die Öffentlichkeit. Der Landrat war 

doch 1999 mit dem Versprechen angetreten, der Frauenförderung und Gleichstellung einen 

hohen Stellenwert einzuräumen. Der damalige Anspruch ist in keinem Fall mit dem – im 

späteren Verlauf der heutigen Kreistagssitzung auf Antrag seiner CDU – anstehenden Be-

schluss zur Auflösung der Fachstelle vereinbar. Den Antrag tragen wir GRÜNEN ausdrück-

lich nicht mit. 

Zu einem weiteren Sozialthema: Nach Einschätzung der Sozialverwaltung drohen künftig 

enorme Kosten durch die wachsende Heimunterbringung ältere Menschen. Nun soll Abhilfe 

durch neue Konzepte geschaffen werden. Wir GRÜNEN hatten schon vor über zehn Jahren 

den sozialpolitischen Qualitätsanspruch, älteren Menschen im Kreis so lange wie möglich 

das Wohnen in den gewohnten eigenen vier Wänden zu ermöglichen. Wir setzen uns schon 

seit vielen Jahren für die verantwortungsvolle Reduzierung der Heimunterbringung und den 

demografieorientierten Ausbau neuer Wohnformen bis hin zu Mehrgenerationenhäusern 

ein. Unsere Anregungen, sich wenigstens über diese Thematik zu informieren, wurden vor 

allem von der CDU jahrelang belächelt. Mittlerweile beobachten wir - nicht zuletzt unter dem 

Kostendruck - ein sozialpolitisches Umdenken, das sich in dem im Laufe der heutigen Kreis-

tagssitzung noch anstehenden Bericht der Kreisverwaltung über das Projekt ’ALTERnativen 

60plus’ ausdrückt – ein sinnvoller Baustein im Rahmen unserer Nachhaltigkeitsansprüche. 

Ebenso stellt die Nachhaltigkeit in der Bildung für uns GRÜNE eine besondere Verantwor-

tung dar. Deshalb war es immer unsere Forderung, Menschen mit Behinderung von Beginn 

an eine gleichberechtigte Teilhabe zu sichern. Daher begrüßen wir die aktuellen Anstren-

gungen und sehen es als Bestätigung auch unserer Politik an, dass es zur Einrichtung von 

Kompetenzzentren im Förderschulbereich kommen wird.  
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Gleichwohl ist kritisch anmerken, dass der außerordentliche Zeitdruck und die offensichtlich 

problematische Vorberatung mit den beteiligten Kommunen nicht sachdienlich war. Zudem 

weisen wir auch weiterhin darauf hin, dass die vom jetzigen Pilotprojekt leider ausgenom-

men Menschen mit geistiger und körperlicher Behinderung gleiche Rechte wie alle anderen 

Gruppen erhalten. Daher sehen wir aus grüner Sicht in dem angestrebten Pilotprojekt nur 

einen Auftakt und werden das weitere Vorgehen kritisch begleiten. Wir wollen sicherstellen, 

dass eine Umsetzung für Alle erfolgt und nicht nur ein medienwirksamer Bildungsakzent 

aus wahlkampftaktischen Erwägungen der CDU und FDP auf Landsebene gesetzt wird. 

4. Schuldenfreiheit brüchig – Nachhaltigkeit stabil

Aber zurück zu unserer Bilanzierung: Welche Konsequenzen ziehen wir mit Blick auf die 

Probleme in der Umwelt- und Sozialentwicklung? Deutlich wird, dass die von uns GRÜNEN 

in den vergangenen Haushaltsreden schon hinterfragte einseitige Entwicklung des Krei-

ses weiter vorangeschritten ist. Die von uns vorgeschlagene ’ganzheitliche Orientierung’ auf 

gleichberechtigte soziale, ökologische und ökonomische Kennziffern der Entwick-

lung fehlt nach wie vor. Finanzpolitisch steht der Kreis zum Glück auch weiterhin schulden-

frei da. Umweltpolitisch sind hingegen Schulden in der Freiflächenversiegelung angehäuft 

worden. Sozialpolitisch werden in unserem einkommensstarken Kreis die Defizite bei der 

Gerechtigkeitsfrage immer deutlicher. 

Aber Vorsicht vor der umjubelten Überbetonung der finanziellen Schuldenfreiheit als Errun-

genschaft einer besonders vorausschauenden Finanzpolitik des Kreises. Denn wie brüchig 

die hoch gelobte Schuldenfreiheit ist, wurde schon bei der Einbringung des aktuellen Haus-

haltes unter Hinweis auf bundes- und landespolitische Entwicklungen in Aussicht gestellt. 

Auch die finanzwirtschaftliche Schuldenfreiheit ist aller Voraussicht nach schon im Jahres-

verlauf mehr als gefährdet. Die ersten Verteilungskämpfe hier im Kreistag sind doch längst 

ausgebrochen. Und damit wird dann auch die letzte Trumpfkarte der Kreispolitik nichts mehr 

Wert sein.  
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Aus finanzwirtschaftlicher Sicht sei nochmals daran erinnert, dass es CDU und FDP mit ih-

rer Bundeskanzlerin und ihrem Ministerpräsidenten sind, die mit dem Anspruch der Finanz-

konsolidierung angetreten waren. Doch mit ihrer Abwrackprämie, Klientelpolitik, Begünsti-

gung von Hoteliers und der Milliardenunterstützung für Banken sind die Haushalte nicht 

konsolidiert worden, sondern weisen erschreckende Verschuldungsrekorde auf, die künftige 

Generationen schwer belasten. 

Das alles hält Schwarz-Gelb nicht davon ab, von Kürzungsplänen bei den sozialen Leistun-

gen über Planungen zum Wegfall der Gewerbesteuer bis hin zu Versprechen von Steuer-

senkungen sowohl das soziale Ungleichgewicht voranzutreiben als auch unsere Gemein-

den noch weiter in die Krise zu treiben. Alleine die Umsetzung der FDP-

Steuersenkungsansprüche würde uns alle teuer zu stehen kommen und viele Kommunen, 

die schon jetzt vor dem finanzpolitischen Kollaps stehen, in die Katastrophe führen. 

Aber wir wollen nicht alleine auf das weiter entfernte Berlin zeigen: Auch im nahen Düssel-

dorf wollte die Landesregierung doch ehrgeizig sogar das finanzwirtschaftliche Musterland 

Bayern überholen. Sie ist aber schon im letzten Jahr im Rahmen des Länderfinanzaus-

gleichs vom Geber- zum Nehmerland mutiert bei weiter steigender Nettoneuverschuldung. 

Von finanzökonomischer und sozialverantwortlicher Vernunft zum Nutzen jetziger und künf-

tiger Generationen kann bei Schwarz-Gelb weder auf Bundes- noch auf Landesebene die 

Rede sein.  

5. Nachhaltigkeit im Kreis Mettmann 

Unter diesen Bedingungen haben wir Bündnisgrünen uns in den vergangenen Wochen und 

in unserer diesjährigen Haushaltsklausur mit ganzheitlichen Perspektiven zur Reduzie-

rung der benannten ökonomischen, ökologischen und sozialen Defizite beschäftigt. 

Das Ergebnis ist unser eingangs erwähntes ’Leitbild Nachhaltiger Kreis Mettmann’.

Zum Verständnis ist gleich eine wichtige Zielperspektive zu klären: Die Nettoneuverschul-

dung des Kreises muss auch 2010 weiterhin bei null Euro liegen. Mit der Einsparung von 
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Tilgungsleistungen und Kreditzinsaufwendungen schaffen wir finanzielle Räume und tragen 

dazu bei, dass künftige Generationen nicht unsere Finanzschulden abtragen müssen. Diese 

Kreisentwicklung tragen wir nach wie vor mit. Mit diesem finanzwirtschaftlichen Anspruch 

und mit dem hier gleichgewichtig einbezogenen Ziel des Abbaus der dargestellten Umwelt- 

und Sozialprobleme bieten wir unter der Nachhaltigkeitsperspektive vernünftige und zu-

kunftsträchtige Perspektiven zum Schutz unserer Umwelt, für soziale Gerechtigkeit und für 

ökonomische Stabilität.  

Die Leitmaxime lautet: Ökologische Vernunft, soziale Gerechtigkeit und wirtschaftli-

ches Handeln bedingen einander. Unser “Green New Deal“ mit der ’Drei-E-Strategie’ – 

’Erneuerbare Energien, Energieeffizienz, Energieeinsparung’ – weist die Richtung. Nachhal-

tigkeit ist effizient, ressourcenschonend und sozial. 

Was heißt das nun konkret für unseren Kreis Mettmann? Wir haben unsere Vorschläge 

auf dem Weg zu einem ’Nachhaltigen Kreis Mettmann’ in 17 begründeten Anträgen in die 

Haushaltsberatungen der vergangenen Wochen eingebracht. Wir haben uns zum Beispiel 

eingesetzt 

� für Betreuungsangebote für Kinder mit Behinderung durch Ausweitung der Öffnungs-

zeiten bei heilpädagogischen Tageseinrichtungen; 

� für eine externe Moderation im Rahmen der schwierigen Einführung von Kompetenz-

zentren; 

� für den Neuaufbau des Allgemeinens Sozialdienstes (ASD) für Senioren beim Kreis 

als mobile Arbeitsgruppe; 

� für die Förderung migrationsspezifischer Pflegedienste. 

Diese vier Beispiele mögen ausreichen, um die weit über ein Haushaltsjahr hinausreichen-

de Ausrichtung der Nachhaltigkeit zu unterstreichen. Über ein Haushaltsjahr hinausgehende 

Perspektiven der Nachhaltigkeit haben wir auch in den vergangenen Jahren bereits im 

Rahmen des von uns eingebrachten Qualitativen Wachstums für den Kreis vertreten. 

Erinnert sei hier nur an unsere Vorschläge ’Generationenfreundlicher Kreis’, ’Generationen-

übergreifende Wohnformen’, ’Bürgersolarinitiative’, ’Kooperation von Ökologie und Ökono-
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mie’, ’Integrationsförderung’, ’Aktive Gestaltung des Demografischen Wandels’ und das ge-

rade auch auf übergeordneter Ebene verfolgte ‚ÖPNV-Sozialticket’. Diese Perspektiven sind 

unter der Nachhaltigkeitsorientierung selbstverständlich nach wie vor aktuell, zumal die 

benannten Defizite im Umwelt- und Sozialbereich immer offensichtlicher werden. 

Wenn es ein Symbol für das Gegenteil von Nachhaltigkeit gibt, dann ist es die ’CO-

Pannenpipeline’ des BAYER-Konzerns. Die aktuell wieder zu beobachtenden ’hilflosen 

Nachbesserungsversuche’ zeigen wiederholt die gefährliche Substanz dieses Projektes für 

uns Bürgerinnen und Bürger.  

Wir GRÜNEN bedanken uns an dieser Stelle ausdrücklich für das nach wie vor ungebro-

chene Engagement der kreisweiten Bürgerbewegung gegen die Giftgas-Pipeline. Statt 

Bauausführungen im Nachhinein zu genehmigen oder immer neue Nachbesserungen zu 

verordnen, sollte sich die Landespolitik deren Argumente zu eigen machen und den Betrieb 

der Pipeline endgültig stoppen.  

Es ist leider festzustellen, dass die CDU-Landtagsabgeordneten aus dem Kreis bei diesem 

Thema nach wie vor mit ’gespaltener Zunge’ reden. Während sie vor Ort gegen das Projekt 

wettern, per Brief öffentlichkeitswirksam mit den BAYER-Managern hadern und in immer 

neuen Pressemitteilungen Bedenken äußern, verließen sie jüngst in der öffentlichen Anhö-

rung im Landtag bei der Abstimmung zur Beendigung des Pipeline-Projektes den Saal. Sie 

waren nicht stimmberechtigt und anscheinend am Ergebnis dann auch nicht sonderlich inte-

ressiert. Zuvor hatte die CDU-Ausschussvorsitzende die öffentliche Pipeline-Anhörung be-

endet, die Zuhörer zum Verlassen des Raumes aufgefordert und schließlich eine dadurch 

’ruhigere’ Gesprächsatmosphäre attestiert. 

Dieses zweifelhafte Demokratieverständnis wurde aber noch übertroffen: Nachdem die Öf-

fentlichkeit den Sitzungssaal im Landtag größtenteils verlassen hatte, wurde im dann her-

gestellten ’internen Zirkel’ über den GRÜNEN Antrag auf Einstellung der Pipeline-

Bauarbeiten und Beendigung des Projektes abgestimmt. Raten Sie mal, zu welchem Er-

gebnis die Abstimmung ohne Öffentlichkeit geführt hat? Bis auf uns GRÜNE haben sich alle 
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Fraktionen gegen die Einstellung der Bauarbeiten und gegen die Beendigung des Pipeline-

Projektes ausgesprochen.   

Was soll die Öffentlichkeit denn von Parteien halten, deren Repräsentanten sich vor Ort als 

Pipeline-Gegner - die anstehende Wiederwahl immer im Blick - profilieren, während die ei-

genen Parteifreunde bei entscheidenden Abstimmungen aber genau für die Pipeline stim-

men? Die Strategie scheint klar: In Düsseldorf pro Pipeline, im Kreis kontra Pipeline. Über-

morgen, am 24. März, steht die endgültige Abstimmung zu unserem Antrag ’CO-Pipeline-

Projekt endlich beenden - Arbeitsplätze an den Standorten sichern’ auf der Tagesordnung 

der Landtagssitzung. Hier wird die Öffentlichkeit die vier CDU-Abgeordneten messen und 

deren Ehrlichkeit bewerten können. 

6. Bewertung Haushaltsplanentwurf 2010 

Zu unserer Gesamtbewertung des Haushaltsplanentwurfs: Zunächst danken wir dem Team 

um Kreiskämmerer Herrn Herweg wieder ausdrücklich für das persönliche Engagement und 

die fachliche Kompetenz im Rahmen der Aufstellung des vorliegenden Entwurfs. Unser nun 

zu nennendes Beratungsergebnis bezieht sich in keiner Weise auf die finanzwirtschaftliche 

Technik und Arbeitsleistung aller Beteiligten. Uns geht es in der abschließenden Bewertung 

vielmehr um die grundsätzliche Ausrichtung der Produktbereiche und Produktinhalte. 

Wie Sie nach den Ausschussberatungen wissen, haben wir 10 der 17 Produktbereiche zu-

gestimmt, uns bei 4 Bereichen enthalten und 3 Entwürfe abgelehnt. Den Stellenplan lehnen 

wir angesichts der Auflösung der ’Fachstelle Frau und Beruf’ und der Abschaffung des Um-

weltdezernenten ab. 

Aufgrund dieser differenzierten Meinungsbildung, aufgrund der bis auf unseren Antrag zum 

Beschlusscontrolling abgelehnten Haushaltsanträge, aufgrund der fehlenden Perspektiven 

zur Verwirklichung unserer geschilderten Nachhaltigkeitsperspektive und aufgrund der so-

mit fehlenden Perspektiven zum deutlichen Angang gegen die geschilderten Probleme im 

Umwelt- und Sozialbereich lehnen wir den vorliegenden Haushaltsplanentwurf 2010 ab.  
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Selbstverständlich werden wir uns mit unserer ganzheitlichen Ausrichtung auch weiterhin 

konstruktiv mit eigenen Ideen für einen Kreishaushalt einsetzen, der das entwickelte ’Leit-

bild Nachhaltiger Kreis Mettmann’ verwirklicht.  

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

7. Auf einen Blick:  

GRÜNE Personen und Positionen zum Haushaltsplanentwurf 2010  

Produktbereich 1:   Innere Verwaltung Zustimmung 

Produktbereich 2:   Sicherheit und Ordnung Enthaltung 

Produktbereich 3:   Schulträgeraufgaben Ablehnung 

Produktbereich 4:   Kultur und Wissenschaft Ablehnung 

Produktbereich 5:   Soziale Leistungen Ablehnung 

Produktbereich 6:   Kinder-, Jugend- und Familienhilfe Zustimmung 

Produktbereich 7:   Gesundheitsdienste Enthaltung 

Produktbereich 8:   Sportförderung Zustimmung 

Produktbereich 9:   Räumliche Planung und Entwicklung,  
                               Geoinformation Zustimmung 

Produktbereich 10: Bauen und Wohnen Zustimmung 

Das Fraktionsteam BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN im Kreistag Mettmann. 
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Produktbereich 11: Ver- und Entsorgung Zustimmung 

Produktbereich 12: Verkehrsflächen und -anlagen / ÖPNV Zustimmung 

Produktbereich 13: Natur- und Landschaftspflege Zustimmung 

Produktbereich 14: Umweltschutz Zustimmung 

Produktbereich 15: Wirtschaft und Tourismus Enthaltung 

Produktbereich 16: Sonstige allgemeine Finanzwirtschaft Enthaltung 

Produktbereich 17: Stiftungen Zustimmung 

Nettoneuverschuldung = Null Euro Zustimmung 

Stellenplan Ablehnung 

Gesamtergebnisplan Ablehnung 

Gesamtfinanzplan Ablehnung 

Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2010 Ablehnung 




















































































